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Schriftliche Anfrage der Abgeordneten Laura Weber, Patrick Friedl, Christian 
Hierneis (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) vom 18.06.2026 
betreffend Vorkommen, Einträge und Umgang mit PFAS ins Bayern 

Sehr geehrte Frau Präsidentin, 

die Schriftliche Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit dem 

Staatsministerium des Innern, für Sport und Integration (StMI), dem Staatsmi-

nisterium für Gesundheit, Pflege und Prävention (StMGP) und dem Staatsmi-

nisterium für Ernährung, Landwirtschaft, Forsten und Tourismus (StMELF) 

wie folgt: 

1.1 Welche Pflanzenschutzmittel mit PFAS-Bestandteilen sind derzeit in Bay-

ern zugelassen bzw. werden eingesetzt? 

Hierzu teilt das StMELF als zuständiges Ressort Folgendes mit: Pflanzen-

schutzmittel werden grundsätzlich für das gesamte Bundesgebiet von der zu-

ständigen Bundesbehörde, dem Bundesamt für Verbraucherschutz und Le-

bensmittelsicherheit, im Einvernehmen mit dem Umweltbundesamt und im 
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Benehmen mit den beiden weiteren Bundesbehörden, dem Julius Kühn-Institut und 

dem Bundesamt für Risikobewertung zugelassen. Grundlage hierfür sind die auf    

EU-Ebene genehmigten Wirkstoffe. 

Die Zulassungsfähigkeit von Pflanzenschutzmitteln hängt stark vom wirkstoffspezifi-

schen Trifluoressigsäure (TFA)-Bildungspotenzial ab. Im Rahmen der Wirkstoff-Neu-

bewertung auf EU-Ebene wurde die Anwendung entsprechender Wirkstoffe bereits 

verboten, jüngstes Beispiel ist das Verbot von Flufenacet. Aussagen zum Einsatz 

entsprechender Pflanzenschutzmittel können nicht getroffen werden. 

1.2 Wie bewertet die Staatsregierung die damit verbundenen Risiken? 

Hierzu teilt das StMELF als zuständiges Ressort Folgendes mit:  

Der Kontamination der Umwelt mit per- und polyfluorierte Alkylsubstanzen (PFAS) im 

Sinne des vorsorgenden Verbraucherschutzes ist auf allen Ebenen entgegenzuwir-

ken, um damit verbundene Risiken für Mensch, Tier und Umwelt zu reduzieren. Auch 

PFAS-haltige Pflanzenschutzwirkstoffe, insbesondere solche mit Bildung des langle-

bigen Abbauprodukts TFA, sind einer entsprechenden Bewertung zu unterziehen. 

Grundsätzlich erfolgt die Risikobewertung für Pflanzenschutzmittelwirkstoffe wirk-

stoffspezifisch gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 vom 21. Oktober 2009 

über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln. Eine pauschale Aussage über 

die Risiken aller Wirkstoffe aus der Gruppe der PFAS kann daher nicht getroffen wer-

den. 

Aus fachlicher Sicht ist auch darauf hinzuweisen, dass bislang nicht hinreichend wis-

senschaftlich belegt ist, in welchem Umfang und unter welchen realen Praxisbedin-

gungen aus PFAS-haltigen Pflanzenschutzmittelwirkstoffen tatsächlich TFA entsteht 

und in die Umwelt eingetragen wird. Diese Klärung ist Gegenstand der derzeit lau-

fenden wissenschaftlichen Arbeiten der Arbeitsgruppe der Europäischen Behörde für 

Lebensmittelsicherheit, deren Mandat ausdrücklich auf die Bewertung von Daten-

lage, Expositionspfaden und Entstehungsmechanismen von TFA ausgerichtet ist. 

Eine belastbare Einordnung der Risiken setzt voraus, dass zunächst die tatsächliche 

Relevanz der landwirtschaftlichen Anwendungen im Vergleich zu anderen potenziel-

len Emittenten von TFA eindeutig quantifiziert wird. 
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1.3 Welche Kenntnisse hat die Staatsregierung zu den Eintragungen von PFAS aus 

landwirtschaftlicher Nutzung (z.B. durch Ausbringung von Klärschlamm, Pflanzen-

schutzmitteln, etc)? 

Siehe Antwort zu 1.1 und 1.2. 

2.1 Inwiefern werden PFAS bzw. TFA-Emissionen und -Einträge bereits bei Geneh-

migungsverfahren für Industrie- oder Gewerbebetriebe berücksichtigt? 

Errichtung und Betrieb von Anlagen für Industrie- oder Gewerbezwecke, die geeignet 

sind, in besonderem Maße schädliche Umwelteinwirkungen hervorzurufen, bedürfen 

üblicherweise einer immissionsschutzrechtlichen Genehmigung. Im Rahmen der Prü-

fung dieser Genehmigung wird auch die Einhaltung sonstiger öffentlich-rechtlicher 

Vorschriften geprüft. Darunter fallen beispielsweise Pflichten zur Vermeidung schädli-

cher Bodenveränderungen nach dem Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) und 

Vorgaben für den Umgang mit wassergefährdenden Stoffen nach dem Wasserhaus-

haltsgesetz (WHG). 

In wasserrechtlichen Erlaubnissen werden bekannte PFAS-Emissionen durch die 

Festlegung von Einleitgrenzwerten und/oder Auflagen zur Minimierung/Reduzierung 

der Einsatzmengen bzw. Einleitmengen berücksichtigt. 

2.2 Welche Maßnahmen plant die Staatsregierung, um die Einführung, Anwendung 

und Ausbreitung von PFAS-haltigen Produkten weiter einzuschränken? 

Im Rahmen der REACH-Verordnung läuft derzeit das Verfahren zu einer umfassen-

den Beschränkung der Herstellung, der Verwendung und des Inverkehrbringens von 

PFAS. An der Erstellung des Beschränkungsdossiers war neben anderen Mitglied-

staaten Deutschland maßgeblich beteiligt. 

Nach Auskunft der Europäischen Chemikalienagentur werden voraussichtlich Ende 

2026 die endgültigen Stellungnahmen der wissenschaftlichen Ausschüsse der Euro-

päischen Chemikalienagentur zu dem nach öffentlichen Konsultationen überarbeite-

ten Beschränkungsvorschlag vorliegen. Dieser wird nachfolgend im zuständigen  

EU-Ausschuss, dem sogenannten REACH-Regelungsausschuss, zwischen der  

Europäischen Kommission und den Mitgliedstaaten diskutiert und abgestimmt.  
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Nach der Annahme im REACH-Regelungsausschuss erfolgt nach Prüfung durch den 

Europäischen Rat und das Europäische Parlament schließlich die Veröffentlichung 

der Beschränkung im Europäischen Amtsblatt und das Inkrafttreten der Regelung in-

klusive entsprechender Übergangsvorschriften.  

In Anbetracht dieser bereits eingeleiteten und in ihrer Wirkung weitreichenden euro-

päischen Regelung zu PFAS sind weitere, einschränkende Maßnahmen seitens der 

Bayerischen Staatsregierung zum jetzigen Zeitpunkt nicht geplant. 

2.3 Angesichts der Tatsache, dass die Staatsregierung in ihrer Beantwortung von 

Drs. 19/9145 Frage 6.3 zu den möglichen Maßnahmen zur Reduzierung im Bereich 

Kläranlagen/Klärschlamm auf die zeitnahe Umsetzung der KARL verwiesen hat – 

welche Maßnahmen zur Reduzierung von PFAS-Einträgen durch Kläranlagen sieht 

die Staatsregierung alternativ vor – auch angesichts der Blockade der EVP-Fraktion 

zur Umsetzung der KARL – und welches Potenzial zur Reinigung der Abwässer von 

PFAS durch die 4. Reinigungsstufe sieht die Staatsregierung dabei insbesondere? 

Die Einführung der 4. Reinigungsstufe in Kläranlagen dient der Elimination von  

Mikroschadstoffen und ist daher grundsätzlich zu begrüßen. Grundsätzlich sind die 

bisher eingesetzten Verfahren der 4. Reinigungsstufe auch geeignet, um PFAS zu 

eliminieren. In Verbindung mit einer Verbrennung des Klärschlammes stellen somit  

4. Reinigungsstufen eine mögliche Senke für PFAS dar. 

3.1 Inwiefern arbeitet die Staatsregierung mit den zuständigen Bundes- und EU-Be-

hörden sowie mit angrenzenden Ländern zusammen, um PFAS-Einträge überregio-

nal zu erfassen und Gegenmaßnahmen zu ergreifen? 

Das Umweltbundesamt führt verschiedene Projekte in Deutschland zur Erfassung 

von PFAS-Einträgen in Deutschland durch und wird durch die Länder, u. a. auch 

Bayern, unterstützt.  

Gegen den diffusen, atmosphärischen Eintrag von PFAS muss der Schwerpunkt in 

der Vermeidung bzw. Minimierung von PFAS-Emissionen in die Umwelt liegen. Die 

unter Frage 2.2 näher erläuterte und in Abstimmung befindliche Beschränkung der 

gesamten Stoffgruppe PFAS auf EU-Ebene im Rahmen der REACH-Verordnung 

würde hierzu beitragen. 
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3.2 Wie hoch schätzt die Staatsregierung die derzeitigen sowie die künftig zu erwar-

tenden Kosten für die Sanierung PFAS-belasteter Altlastenstandorte in Bayern insge-

samt ein? 

3.3 Welche durchschnittlichen bzw. standortspezifischen Kosten fallen nach Ein-

schätzung der Staatsregierung pro identifiziertem Hotspot, verstanden als räumlich 

abgrenzbarer Bereich mit signifikant erhöhter PFAS-Belastung, an (bitte um Auflis-

tung)? 

Fragen 3.2 und 3.3 werden gemeinsam beantwortet. Für Durchführung und Finanzie-

rung notwendiger und fachlich geeigneter Sanierungsmaßnahmen von Altlasten bzw. 

schädlichen Bodenveränderungen ist unabhängig von den vorliegenden Schadstof-

fen der Verantwortliche nach BBodSchG zuständig. Zudem sind die Fälle teilweise 

sehr unterschiedlich und nicht vergleichbar. Daher ist eine allgemeine Aussage nicht 

möglich. 

4.1 Wie ist der aktuelle Sachstand hinsichtlich Finanzierung und Umsetzung bei den 

gemäß PFAS-Bericht 2024 13 Fällen der Sanierungsuntersuchung/-planung? 

4.2 Wie gelangen neue Fälle auf die PFAS-Fallliste des LfU? 

4.3 Wurden die 26 neuen PFAS-Fälle, die gemäß PFAS-LT-Bericht 2024 seit 2022 

zur PFAS-Fallliste hinzugekommen sind, durch gezieltes Monitoring entdeckt? 

Die Fragen 4.1 bis 4.3 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam be-

antwortet. Die PFAS-Fallliste wird durch das Bayerischen Landesamts für Umwelt 

(LfU) in Zusammenarbeit mit den Regierungen und den zuständigen Kreisverwal-

tungs- und Fachbehörden geprüft und ergänzt. Die Liste wird kontinuierlich fortge-

schrieben und zu einem jährlichen Stichtag aktualisiert. Dabei werden sowohl Flä-

chen im Rahmen der Bearbeitung von Altlasten und schädlichen Bodenveränderun-

gen aufgenommen als auch Gewässerabschnitte, die beim routinemäßigen Monito-

ring bzw. Monitoring zu Ermittlungszwecken auffällige Werte aufzeigen. 

Zur Frage der Finanzierung siehe Antwort zu Fragen 3.2 und 3.3. 
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5.1 Welche Programme oder Fördermittel zur Unterstützung von Kommunen und 

Wasserversorgern bei der Identifizierung, Überwachung und gegebenenfalls Sanie-

rung von PFAS-belastetem Wasser gibt es? 

Hierzu teilt das StMGP als zuständiges Ressort Folgendes mit:  

Bezüglich der Programme zur Unterstützung von Kommunen und Wasserversorgern 

bei der Identifizierung, Überwachung und gegebenenfalls Sanierung von PFAS-be-

lastetem Wasser wird auf mehrere in der Vergangenheit in Zusammenarbeit mit den 

örtlich zuständigen Gesundheitsämtern bereits durchgeführte Sonderprogramme ver-

wiesen. Deren Ziel war es jeweils, mögliche PFAS-Kontaminationen im Trinkwasser 

bereits vor Inkrafttreten der Grenzwerte und der damit verbundenen Pflicht zur Ei-

genüberwachung zu identifizieren und somit Belastungen für große Bevölkerungs-

gruppen auszuschließen. Das letzte bayernweite Sonderprogramm führte das Baye-

rische Landesamt für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit (LGL) in den Jahren 

2018/2019 durch. Siehe dazu das Kapitel 2.10.2 „Trinkwasseruntersuchungen“ im 

Bericht des StMUV unter Beteiligung von StMGP sowie StMELF, unter Mitwirkung 

des LfU, des LGL sowie der Landesanstalt für Landwirtschaft (LfL) gemäß LT-Be-

schluss Drs. 18/18848. Die bisher erschienenen Berichte sind auf der Internetseite 

des LfU veröffentlicht.  

Nach Inkrafttreten der PFAS-Grenzwerte obliegt die Untersuchungspflicht auf den 

Parameter PFAS grundsätzlich den Wasserversorgern. Die Gesundheitsämter kön-

nen zu von den Wasserversorgern vorgelegten Befunden jederzeit Unterstützung 

beim LGL einholen. Zudem haben die Gesundheitsämter die Möglichkeit, jederzeit 

amtliche Trinkwasserproben zur Untersuchung auf PFAS am LGL vorzulegen, um 

dadurch eigene Kontrolluntersuchungen durchzuführen oder eine Ursachenfor-

schung zu unterstützen.  

5.2 Welche Fördermöglichkeiten gibt es für Betroffene (Kommunen, Unternehmen, 

Privatpersonen) für die Sanierung von Altlasten? 

Bei den Fördermöglichkeiten des StMUV wird nicht nach Schadstoffen differenziert. 

Nach § 4 Abs. 3 BBodSchG sind der Handlungsverantwortliche (Verursacher) und 

Zustandsverantwortliche (Grundstückseigentümer) verpflichtet, Altlasten zu sanieren. 

Sollten der oder die Grundstückseigentümer herangezogen werden, und übersteigen 

https://www.lfu.bayern.de/analytik_stoffe/pfas/index.htm
https://www.lfu.bayern.de/analytik_stoffe/pfas/index.htm
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die Erkundungs- und Sanierungskosten den Grundstückswert, muss das Landrats-

amt in Ersatzvornahme die Altlast sanieren und diese Kosten übernehmen. Gleiches 

gilt, wenn der Verursacher oder Grundstückseigentümer nicht mehr greifbar oder 

nicht leistungsfähig sind. Der Landkreis kann sich – abzgl. 2 Euro pro Jahr und Ein-

wohner – über Art. 7 Abs. 4 FAG (Bayerisches Finanzausgleichsgesetz) refinanzie-

ren. 

Auch die Gesellschaft zur Altlastensanierung in Bayern mbH (GAB) fördert die Er-

kundung und Sanierung von Altlasten mit bis zu 75 % der Kosten, wenn die Kreisver-

waltungsbehörde diese Maßnahmen aus tatsächlichen oder rechtlichen Gründen ge-

genüber einem Verpflichteten nicht oder nicht auf dessen Kosten durchsetzen kann. 

Des Weiteren werden kreisangehörige Gemeinden in Bayern von der GAB nach 

Maßgabe des Art. 13a des Bayerischen Bodenschutzgesetzes (BayBodSchG) und 

der hierzu ergangenen Unterstützungsfonds-Verordnung (UStützV) finanziell und 

fachlich bei der Erkundung und Sanierung ihrer stillgelegten gemeindeeigenen Haus-

mülldeponien unterstützt. 

Eine Übersicht über die Finanzierungsmöglichkeiten des StMUV für die Sanierung 

von Altlasten ist auf der Seite https://www.stmuv.bayern.de/themen/boden/altlas-

ten/foerder.htm zu finden. 

5.3 Welche Unterstützung erhalten Feuerwehren im Land beim Austausch von 

PFAS-haltigen Löschschäumen sowie bei der Sanierung von kontaminierten Geräten 

und Standorten? 

Hierzu teilt das StMI als zuständiges Ressort Folgendes mit:  

Im Jahr 2011 wurde eine gemeinsame Arbeitsgruppe des StMUV mit dem StMI, den 

staatlichen Feuerwehrschulen und den Feuerwehrverbänden (LFV Bayern, AGBF 

Bayern, Werkfeuerwehrverband Bayern) ins Leben gerufen. Ziel dieser Arbeits-

gruppe war es, den Umstieg auf fluortensidfreie Schaummittel zu forcieren. Hierzu 

wurden mehrere Informationsveranstaltungen in Form von Tagungen organsiert. Seit 

Februar 2018 wird der Leitfaden „Umweltschonender Einsatz von Feuerlöschschäu-

men“ herausgegeben, der hilfreiche Informationen für Auswahl und Einsatz von fluor-

freien Löschmitteln, die Mensch und Umwelt schonen, enthält. Derzeit befindet sich 

 

https://www.stmuv.bayern.de/themen/boden/altlasten/foerder.htm
https://www.stmuv.bayern.de/themen/boden/altlasten/foerder.htm
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die 4. Auflage dieses Leitfadens in Vorbereitung. Nach hiesigen Erkenntnissen ist der 

Umstieg auf fluortensidfreie Schaummittel bei den kommunalen Feuerwehren wei-

testgehend abgeschlossen. 

6.1 Angesichts der Tatsache, dass die Ergebnisse der Messungen auf dem Truppen-

übungsplatz Grafenwöhr, aufgrund derer im Juni 2026 Angelverbot für fünf Gewässer 

auf dem Übungsplatz Grafenwöhr erteilt wurde, bereits zwei Jahre alt sind – warum 

wurde das Angelverbot nicht bereits früher ausgesprochen? 

Im Bereich des Truppenübungsplatzes (TÜP) werden regelmäßige Untersuchungen 

im Auftrag der Standortverwaltung der US Army durchgeführt. Eine lebensmittel- 

oder verbraucherschutzrechtliche Bewertung für bestimmte Gewässer innerhalb des 

TÜP wurde durch die Standortverwaltung selbst durchgeführt. 

6.2 Wann hat die Staatsregierung die Information über die Ergebnisse der Messun-

gen der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (BIMA) erreicht? 

Die BImA hat den Bericht über das Fischmonitoring 2024 (als Ergänzung zum jährli-

chen Grund- und Oberflächenwassergesamtmonitoring) dem Landratsamt und den 

wasserwirtschaftlichen Fachbehörden im Dezember 2025 übersandt. 

6.3 Welche Maßnahmen hat die Staatsregierung aus den Monitoringergebnissen des 

LfU-Berichts 2024 (https://www.lfu.bayern.de/analytik_stoffe/pfas/index.htm ) seither 

jeweils konkret ergriffen, um die Ursachen der vielen Vorkommnisse aus unbekann-

ter Quelle (uQ) zu eruieren und daraus Maßnahmen ergreifen zu können (bitte ent-

sprechend der Tabelle https://www.lfu.bayern.de/analytik_stoffe/pfas/doc/pfasbe-

richt_2024.zip aufbereiten)? 

Die 23 betroffenen und zuständigen Kreisverwaltungsbehörden in allen Regierungs-

bezirken konnten in der Kürze der Beantwortungszeitraums nicht abgefragt werden. 

Eine Aktualisierung der PFAS-Fallliste wird mit dem neuen LT-Bericht im September 

2026 veröffentlicht, der sich derzeit noch in Bearbeitung befindet. Dort können die je-

weiligen Veränderungen der Bearbeitungsschritte seit 2024 entnommen werden. 

Grundsätzlich starten die zuständigen Behörden bei jedem neuen Fall mit unbekann-

ter Quelle die Ermittlung der Eintragsquelle, um einen Verantwortlichen heranziehen 

zu können. Es gilt das Verursacherprinzip.  
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7.1 Welche Höchstgehalte für Perfluoralkylsubstanzen gelten laut Verordnung (EU) 

2022/2388, laut Anhang der Verordnung (EU) 2022/2388 sowie Verordnung (EG) Nr. 

1881/2006 in Fischfleisch, Fisch-Muskelfleisch, Fischereierzeugnissen, Krebstieren 

und Muscheln? 

Es gelten die Höchstgehalte der Verordnung (EU) 2023/915 vom 25. April 2023 über 

Höchstgehalte für bestimmte Kontaminanten in Lebensmitteln und zur Aufhebung der 

VO (EG) Nr. 1881/2006. 

7.2 Welche der gemäß Tab. 1 und 2 (https://www.lgl.bayern.de/lebensmittel/che-

mie/kontaminanten/pfas/pft_fische_gewaesser.htm) getätigten Proben liegt demzu-

folge über dem Grenzwert (bitte tabellarisch entsprechend der Tabelle auf der LGL-

Webseite)? 

7.3 Welche Maßnahmen wurden in den entsprechenden Fällen jeweils ergriffen? 

Die Fragen 7.2 und 7.3 werden gemeinsam beantwortet. 

Das LGL teilt die Untersuchungsergebnisse den zuständigen Kreisverwaltungsbehör-

den mit. Diese treffen eigenständig Maßnahmen auf Basis des Lebensmittelrechts. 

Verwiesen wird auf den Landtagsbericht gemäß LT-Beschluss Drs. 18/18848 vom 

September 2024, Kap. 2.8.3 (Unterkapitel Fische), in dem der Sachverhalt bereits 

dargestellt wurde.  

8.1 Nachdem die Thumbach westlich von Kirchenthumbach in landwirtschaftlich stark 

genutztem Gebiet entspringt und dann weiter durch den Truppenübungsplatz Grafen-

wöhr fließt und der Bund Naturschutz auf Messungen mit stark erhöhten PFAS-Wer-

ten (200 ng/l) bereits vor dem Truppenübungsplatz und nochmal weiter erhöhte Be-

lastung nach dem Truppenübungsplatz (300 ng/l) verweist – wie kann das erklärt 

werden? 

Die in Frage 8.1 genannten PFAS-Gehalte von 200 ng/L im Thumbach vor bzw. 

300 ng/L nach dem TÜP entsprechen nicht den dem Wasserwirtschaftsamt Weiden 

(WWA) bekannten Messergebnissen. Bei der Probenahme der Stichtagsmessung im 

Thumbach im Dezember 2024 wurden PFOS-Gehalte (Einzelstoff) von 2 ng/L vor 

und 3 ng/L nach dem TÜP bzw. PFAS-Gehalte (Summe) von 9 ng/L vor und 6 ng/L 
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nach dem TÜP ermittelt. Die Messergebnisse liegen damit nahe der analytischen  

Bestimmungsgrenze und berücksichtigen nicht die Fließzeiten innerhalb des TÜP. 

Die Situation wird durch das WWA weiter durch ein entsprechendes Monitoring beo-

bachtet.   

8.2 Wie werden die Bürgerinnen vor Ort über die aktuelle Lage informiert? 

Das Landratsamt hat die Fischereivereine sowie Nutzungsberechtigte von Gewäs-

sern, die möglicherweise im Einflussbereich der vom TÜP abfließenden Gewässer 

liegenüber die PFAS-Thematik auf der Grundlage von Untersuchungsergebnissen in-

formiert. Darüber hinaus erhielten die Stadt Grafenwöhr sowie der Bundesforst ein 

entsprechendes Informationsschreiben. Die Stadt Grafenwöhr wurde darauf hinge-

wiesen, dass dem Landratsamt nicht abschließend bekannt ist, inwieweit die außer-

halb des TÜP gelegenen Gewässer für Fischzucht oder zum Angeln genutzt werden. 

Die Stadt wurde deshalb gebeten, die Bevölkerung über möglicherweise erhöhte 

PFAS-Konzentrationen in den betroffenen Gewässern zu informieren. Ferner wurde 

angeregt, die Eignung der dort gehaltenen oder geangelten Fische zum Verzehr 

stichprobenartig untersuchen zu lassen.  

8.3 Welche Maßnahmen werden ergriffen, um sicherzustellen, dass den Menschen 

vor Ort - durch zum Beispiel Trinkwasserverunreinigung - kein Schaden entsteht? 

Die Gewässerüberwachung nach Art. 8 Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) erfolgt an 

definierten Messstellen. Die Untersuchungsergebnisse können im Gewässerkundli-

chen Dienst (GKD) Bayern abgerufen werden. Für PFAS erfolgt eine Untersuchung 

regelmäßig in der Wasserphase, bei auffälligen Gehalten auch in Fischen. Im Jahr 

2027 ist geplant, zusätzlich eine Messstelle in der Vils im Bereich des Truppen-

übungsplatzes zu untersuchen. 

Hinsichtlich des Trinkwassers wurde vom zuständigen Landratsamt mitgeteilt, dass 

bezüglich der PFAS im Trinkwasser die Stadtwerke Grafenwöhr am 30.01.2026 eine 

PFAS-Untersuchung im Reinwasser durchgeführt haben. PFAS wurden lt. Befundbe-

richt nicht nachgewiesen. Laut Trinkwasserverordnung gelten die Grenzwerte der 

PFAS-20 ab dem 12.01.2026. Die Summe PFAS-4 ist ab 12.01.2028 gültig, wird 

https://www.gkd.bayern.de/
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aber jetzt schon im Zuge der PFAS-Untersuchungen mitbestimmt. Die Wasserversor-

gungsbetreiber haben lt. TrinkwV bis zum 31.12.2026 die Möglichkeit die PFAS-Un-

tersuchungen durchzuführen. Von 44 zentralen Wasserversorgungsanlagen im Land-

kreis Neustadt a.d. Waldnaab liegen mittlerweile 22 PFAS-Untersuchungen vor. Die 

Untersuchungsergebnisse waren bei allen Anlagen unauffällig. 

Mit freundlichen Grüßen 

gez. 
Dr. Christian Barth 
Ministerialdirektor 


